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Vorwort zur 10. Auflage 
 
 
Das Bundesurlaubsgesetz gilt über 45 Jahre seit 1. 1. 1963. Änderungen waren ge-

ringfügig, nur die Mindesturlaubsdauer wurde zuletzt ab 1. 1. 1995 auf 24 Urlaubstage 
erhöht. Alle anderen Änderungen bis zuletzt am 7. 5. 2002 betrafen Nebenregelungen 
oder sogar nur Namensänderungen oder Verweisungen. Obwohl also das Gesetz fast 
unverändert blieb, gab es grundlegende Neuerungen, zunächst durch die Rechtspre-
chung. Ab Entscheidung vom 28. Januar 1982 änderte das Bundesarbeitsgericht die 
bisherige Auslegung. Rechtsmissbrauch, Lebensstandardprinzip, Unpfändbarkeit, Ein-
heitsanspruch wurden abgeschafft, das Urlaubsentgelt in Geld – und Zeitfaktor ge-
trennt, verbotene Urlaubsarbeit ohne Folgen gelassen. Es entstand eine neue gefestigte 
Rechtsprechung, der Rechnung zu tragen war, selbst wenn man ihr nicht immer folgte. 
Obwohl das Gesetz selbst sich seit 2002 überhaupt nicht mehr änderte, ist dann trotz-
dem zunächst fast unbemerkt eine neue Sichtweise durch das Europarecht eingetreten. 
Das europäische Urlaubsrecht ist zwar denkbar kurz und bestimmt nur, dass die Mit-
gliedstaaten nach Maßgabe der Bedingungen für Inanspruchnahme und Gewährung für 
vier Wochen bezahlten Mindesturlaub zu sorgen haben, der außer bei Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses nicht durch eine finanzielle Vergütung ersetzt werden darf (Art. 7 
EWG-Richtlinie 93/104 vom 23. 11. 1993, Art. 7 Richtlinie 2003/88/EG vom 4. 11. 
2003). Der Europäische Gerichtshof macht daraus seit 2001 in inzwischen gefestigter 
Rechtsprechung einen „besonders bedeutsamen Grundsatz des Sozialrecht der Gemein-
schaft, von dem nicht abgewichen werden darf“. Die Entscheidungen vom 26. 6. 2001 
(BECTU), 18. 3. 2004 (Merino Gómez), 14. 4. 2005 (Luxemburg), 16. 3. 2006 (Robin-
son-Steele), 6. 4. 2006 (Ned. Vakbeweging), 20. 9. 2007 (Kiiski) stellten schon den 
Mindesturlaubsanspruch als unverzichtbar und nicht zu beeinträchtigen dar, wurden 
aber, da sie alle fremde Staaten wie Finnland über England bis Spanien betrafen, nicht 
recht zur Kenntnis genommen. Erst als das LAG Düsseldorf am 2. 8. 2006 die Vorlage 
Schultz-Hoff entschied, wurde man aufmerksam (Fenski DB 2007, 686). Die Deutsch-
land betreffende Entscheidung Schultz-Hoff vom 20. 1. 2009 löste eine Flut aus, man 
konnte in Kürze 40 Stellungnahmen zählen. Damit wurde endgültig zwar nur entschie-
den, dass der Mindesturlaubsanspruch nur dann am Ende eines Bezugs- oder Übertra-
gungszeitraums verloren gehen kann, wenn die Möglichkeit bestand, ihn in Anspruch 
zu nehmen, also nicht nach noch so lang andauernder Krankheit. Die Auswirkungen 
sind aber schwer abzusehen, wurde doch nach wiederholter Rechtsprechung des EuGH 
der Anspruch auf Jahresurlaub und der auf Zahlung des Urlaubsentgelts „als zwei As-
pekte eines einzigen Anspruchs“ festgestellt, womit der frühere Einheitsanspruch euro-
parechtlich wiederhergestellt ist. Das Bundesarbeitsgericht sieht sich mit der Entschei-
dung vom 24. 3. 2009 an diese europarechtlichen Vorgaben gebunden. Damit muss 
insgesamt eine Neubetrachtung vorgenommen werden. 

Im Bereich der übrigen kommentierten Ansprüche auf Urlaub haben sich seit der letz-
ten Kommentierung sehr viele Gesetze geändert (z. B. das gesamte SeemG, zuletzt 2009 
das ArbPlSchG, das SGB IX, das BildUrlG NRW und das BEEG). Auch in diesen Berei-
chen war die Entscheidung des EuGH vom 20. 1. 2009 mit all ihren Auswirkungen 
einzuarbeiten. Erstmalig ist die Richtlinie 2003/88/EG kommentiert worden. 

Zur Entlastung der in 45 Jahren aufgelaufenen Literatur und Rechtsprechung muss-
ten manche alten Zitate entfallen, wie z. B. Hueck-Nipperdey, Nikisch, Kaskel-Dersch, 
Bobrowski-Gaul und nur noch für Hinweise auf die Entwicklung bestehen bleiben. Dafür 
waren viele neue Stellungnahmen einzuarbeiten, zumal so große Sammelwerke wie Erfur-
ter Kommentar, Schaub oder Münchner Handbuch zum Arbeitsrecht neu erschienen sind 
und neue Rechtsprechung anfiel. 
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Die Verteilung bleibt bei Neumann Bundesurlaubsgesetz und Fenski Arbeitsplatz-
schutz bis Richtlinien. Die Bearbeitung hat den Stand vom 1. 5. 2010. 

 
Kassel/Berlin, Juni 2010  Die Verfasser 

 
 
 

Vorwort zur 2. Auflage 
 
 
Als Hermann Dersch mich im Sommer 1960 zur Mitarbeit an einer weiteren Auflage 

seines Urlaubskommentars aufforderte, ahnten wir beide nicht, dass er die Neuauflage 
seines – man konnte sagen „des“ – Urlaubskommentars nicht mehr erleben würde. Im 
Herbst des gleichen Jahres hat ihn ein schweres Geschick auf das Krankenlager gewor-
fen, von dem er am 14. Juni 1961 nach langem Leiden erlöst wurde. Noch während 
seiner Krankheit ließ er mir mitteilen, dass ich nun den Kommentar allein fortsetzen 
müsse, eine große und ehrenvolle Aufgabe, der ich mich gern und im Gedenken an viele 
mit diesem meinem verehrten Lehrer in Köln gemeinsam verbrachte Jahre unterzog. Ich 
hoffe, dass ein wenig von dem Geist erhalten geblieben ist, in dem die erste Auflage 
geschrieben wurde. Durch die Verabschiedung des Bundesurlaubsgesetzes sowie den 
vorhergehenden Erlass des Seemannsgesetzes und des Jugendarbeitsschutzgesetzes war 
naturgemäß eine völlige Umarbeitung notwendig. Manche Streitfrage ist jetzt gesetzlich 
gelöst, neue Entwicklungen haben sich in den letzten Jahren angebahnt. Während 1954 
noch keine Entscheidung des BAG zum Urlaubsrecht verzeichnet werden konnte, ist 
inzwischen eine umfangreiche Rechtsprechung ergangen, die verarbeitet werden musste. 
Die großen Lehrbücher zum Arbeitsrecht sind in neuen Auflagen erschienen. Trotz ge-
setzlicher Neuregelungen sind aber noch manche Zweifelsfragen des Urlaubsrechts 
nicht gelöst. Besonderer Wert wurde daher auf möglichst umfassende Behandlung der 
in Literatur und Rechtsprechung behandelten Fragen des Urlaubsrechts gelegt, die auch 
nach der gesetzlichen Neuregelung noch von Bedeutung sind und aus deren Entwick-
lung sich manche Bestimmung erklären lässt. So soll dieser Kommentar nicht nur das 
Bundesurlaubsgesetz erläutern, sondern sämtliche gesetzlichen urlaubsrechtlichen Be-
stimmungen, also das gesamte Urlaubsrecht behandeln. 

An dieser Stelle sei allen besonders gedankt, die mich durch Hinweise und Anregun-
gen bei der Neubearbeitung unterstützt haben. 

 
Köln, den 23. Januar 1963 Dirk Neumann 
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